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78P – BESONDERE BEDINGUNGEN ZUR TECHNIK BETRIEBSUNTERBRECHUNGS-VERSICHERUNG 

 
Auf die Versicherung finden die Bestimmungen der Allgemeinen Bedingungen für die Sachversicherung (ABS) 
Anwendung.  
 

Artikel 1 

Allgemeines 
 
Wird der Betrieb des Versicherungsnehmers gemäß den Allgemeinen Bedingungen für die Technikversicherung 
(ABT), Artikel 2 (versicherte Gefahren und Schäden) infolge eines Sachschadenereignisses an den versicherten 
Maschinen, maschinellen Einrichtungen oder Apparate unterbrochen, so ersetzt der Versicherer nach den folgenden 
Bestimmungen den dadurch entstehenden Unterbrechungsschaden. Voraussetzung ist, dass die versicherten Sachen 
betriebsfertig aufgestellt oder nach beendeter Erprobung und nach beendetem Probebetrieb zur Aufnahme des 
normalen Betriebes bereit sind. 
 
Voraussetzung für den Abschluss einer Technik-BU-Versicherung ist jedoch, dass für die versicherten Maschinen, 
maschinellen Einrichtungen und Apparate eine Technik-Sachversicherung (Pauschalvariante) bei der 
Donauversicherung besteht. 
Die Betriebsunterbrechungsversicherung teilt das rechtliche Schicksal der Sparte Technik-Sachversicherung. 
Wird die Sparte Technik-Sachversicherung storniert, erlischt automatisch auch die 
Betriebsunterbrechungsversicherung. 
 
Für die Bürotechnik sowie alle transportablen Maschinen und Geräte gilt die Technik-Betriebsunterbrechungs-
Versicherung nicht. 
 

Artikel 2 

Unterbrechungsschaden 
 
1. Der Unterbrechungsschaden errechnet sich aus dem während der Dauer der Betriebsunterbrechung, längstens 

jedoch während der Haftungszeit in dem Betrieb nicht erwirtschafteten (entgangenen) versicherten 
Deckungsbeitrag abzüglich ersparter (nicht anfallender) versicherter Kosten und zuzüglich 
Schadenminderungskosten. 

 
2. Nicht zur Berechnung des Unterbrechungsschadens heranzuziehen sind Vertragsstrafen oder Entschädigungen, 

die dem Versicherungsnehmer infolge Nichteinhaltens von Lieferungs- und Fertigstellungsfristen oder sonstigen 
übernommenen Verpflichtungen zur Last fallen. 

 
3. Der Versicherer leistet keinen Ersatz für die Wertminderung, die durch Sachschäden an Gebäuden, maschinellen 

Einrichtungen, Betriebsbehelfen, Rohstoffen und in Fabrikation befindlichen Waren infolge der 
Betriebsunterbrechung durch Einbuße an ihrer Verwendbarkeit, in ihrem Wert oder durch Verderben entstehen. 

 
4. Der Versicherer haftet nicht, soweit der Unterbrechungsschaden vergrößert wird 

a) dadurch, dass anlässlich der Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung zerstörter oder beschädigter 
Maschinen, Änderungen, Verbesserungen oder Überholungen vorgenommen werden; 

b) durch eine Vergrößerung der Betriebsanlage oder durch Neuerungen im Betrieb, die nach dem 
Versicherungsfall im Zuge der Wiederherstellung der Betriebsanlage durchgeführt werden; 

c) durch außergewöhnliche, während der Unterbrechung eintretende Ereignisse oder andauernde Zustände, 
gleichgültig, ob sie im Betrieb des Versicherungsnehmers, in der Reparaturwerkstätte oder während des 
Transportes eingetreten sind; 

d) dadurch, dass der Versicherungsnehmer für die Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung nicht rechtzeitig 
vorsorgt oder ihm hierzu nicht rechtzeitig genügend Kapital zur Verfügung steht; 

e) durch behördlich angeordnete oder verursachte Maßnahmen bezüglich Wiederherstellung, 
Betriebsbeschränkungen oder sonstige Verzögerungen; 

f) durch außergewöhnliche Verzögerungen bei der Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung wie Klärung von 
Eigentums-, Besitz- oder Pachtverhältnissen, Abwicklung von Erbschaften, Prozessen und dergleichen; 

g) dadurch, dass bei zusammengehörigen Einzelsachen unbeschädigt gebliebene Einzelsachen im versicherten 
Betrieb nicht mehr verwendet werden können. 
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Artikel 3 

Deckungsbeitrag 
 

1. Deckungsbeitrag im Sinne der Technik-Betriebsunterbrechungs-Versicherung ist die Differenz zwischen den 
Betriebserträgen (Punkt 2) und den variablen Kosten (Punkt 3). Im Falle eines Verlustes ist der Deckungsbeitrag 
der Saldo aus den im Falle einer Betriebsunterbrechung weiterlaufenden (fixen) Kosten und dem Verlust, den der 
Betrieb auch ohne Unterbrechung ausgewiesen hätte. 

 
2. Die Betriebserträge umfassen die Umsatzerlöse, die Bestandsveränderungen an halbfertigen und fertigen 

Erzeugnissen, die aktivierten Eigenleistungen und sonstigen betrieblichen Erträge nach Abzug der Skonti und 
sonstigen Erlösschmälerungen, die im versicherten Betrieb aus Erzeugung und Bearbeitung von Waren sowie 
sonstigen Dienstleistungen entstehen. 

 
3. Variable Kosten sind Kosten, die als Folge der Betriebsunterbrechung wegfallen oder sich vermindern und die 

nicht aufgrund besonderer Vereinbarung als versicherte Kosten festgelegt sind. Dazu gehören auch 
Abschreibungen verschleißabhängiger Teile der Anlagen, die während der Betriebsunterbrechung nicht genutzt 
werden. 

 
4. Personalaufwendungen gelten im Sinne dieser Bedingungen grundsätzlich als weiterlaufende (fixe) Kosten. 
 
Der Deckungsbeitrag gilt mit der in der Polizze ausgewiesenen Höchsthaftungssumme auf „Erstes Risiko“ versichert. 
 
Im Schadenfall wird keine Unterversicherung eingewendet. 
 

Artikel 4 

Haftungszeit, Ende des Unterbrechungsschadens 
 
1. Der Versicherer haftet für den Unterbrechungsschaden, der innerhalb von 3 Monaten seit Eintritt des 

Sachschadens entsteht (Haftungszeit). 
 
2. Der Unterbrechungsschaden endet zum Zeitpunkt der Wiederherstellung der Betriebsanlage, darüber hinaus zum 

Zeitpunkt der technischen Möglichkeit, die Betriebsleistung im früheren Umfang zu erbringen. 
 
3. Für den Schaden während des vereinbarten zeitlichen Selbstbehaltes leistet der Versicherer keinen Ersatz. 

Der Mindestselbstbehalt beträgt 3 Tage. 
 

Artikel 5 

Ersatz der Aufwendungen 
 
1. Aufwendungen, die der Versicherungsnehmer zur Abwendung oder Minderung des Unterbrechungsschadens 

macht, fallen dem Versicherer zur Last 

a) soweit sie den Umfang der Entschädigungspflicht des Versicherers verringern oder 

b) soweit der Versicherungsnehmer sie den Umständen nach für geboten halten durfte, wegen ihrer Dringlichkeit 
aber das Einverständnis des Versicherers vorher nicht einholen konnte. In diesem Falle ist der Versicherer 
über die eingeleiteten Maßnahmen unverzüglich zu verständigen. 

 
2. Die Aufwendungen werden nicht ersetzt, soweit 

a) durch sie Deckungsbeiträge erwirtschaftet werden, die nicht versichert sind; 

b) sie mit der Entschädigung zusammen die Haftungssumme übersteigen, es sei denn, dass sie auf einer 
Weisung des Versicherers beruhen. 

 
Artikel 6 

Buchführungspflicht 
 
1. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, ordnungsgemäße Bücher und Aufzeichnungen zu führen, Inventuren 

und Bilanzen aufzustellen und sie, soweit sie das laufende Geschäftsjahr und die drei Vorjahre betreffen, zum 
Schutz vor Vernichtung sicher und getrennt aufzubewahren. 

 
2. Bei Verletzung dieser Obliegenheit ist der Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung frei, es sei denn, der 

Versicherungsnehmer weist nach, dass die Verletzung weder auf Vorsatz noch auf grober Fahrlässigkeit beruht 
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oder dass sie weder die Feststellung des Schadenfalles noch die Feststellung oder den Umfang der dem 
Versicherer obliegenden Leistung beeinflusst hat. 

 
Artikel 7 

Obliegenheiten des Versicherungsnehmers vor Eintritt des Schadenfalles 
 
1. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu sorgen und sorgen zu lassen, dass die versicherten Sachen 

sich  
 - in technisch einwandfreiem, betriebsfähigem Zustand befinden, 
 - sorgfältig gewartet und instandgehalten werden, 
 - nicht dauernd oder absichtlich über das technisch zulässige Maß belastet werden.  

- Der Betrieb hat entsprechend der Herstelleranweisung zu erfolgen.  
 
2. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, einem entsprechend legitimierten Beauftragten des Versicherers den 

Zutritt zu den versicherten Sachen zu gestatten.  
 
3. Bei Verletzung dieser Obliegenheiten ist der Versicherer gemäß den Voraussetzungen und Begrenzungen des  

§ 6, Absatz 1, 1a und 2 VersVG von der Verpflichtung zur Leistung frei. 
 

Artikel 8 

Obliegenheiten des Versicherungsnehmers im Schadenfall 
 
1. Der Versicherungsnehmer hat im Falle eines Schadens, für den er Ersatz verlangt, folgende Obliegenheiten: 
 
1.1. Er hat nach Möglichkeit für die Abwendung und Minderung des Schadens zu sorgen und dabei Weisungen des 

Versicherers zu befolgen; gestatten es die Umstände, so hat er solche Weisungen einzuholen. 
 
1.2. Er hat unverzüglich, spätestens innerhalb dreier Tage, nachdem er von dem Schaden Kenntnis erlangt hat, dem 

Versicherer Anzeige zu machen. Durch die Absendung der Anzeige wird die Frist gewahrt. 
 
1.3. Er hat dem Versicherer, soweit es ihm billigerweise zugemutet werden kann  

- jede Untersuchung über Ursache und Höhe des Schadens und über den Umfang seiner Verpflichtung zur  
  Leistung zu gestatten;  
- jede hiezu dienliche Auskunft auf Verlangen zu Protokoll zu geben;  
- Belege beizubringen. 

 
1.4. Er kann die endgültige Reparatur nach erfolgter Anzeige sofort in Angriff nehmen, doch darf das Schadenbild bei 

größeren Schäden vor der Besichtigung durch einen Beauftragten des Versicherers - die innerhalb von acht 
Tagen nach Eingang der Schadenanzeige beim Versicherer erfolgen muss - nur insoweit geändert werden, als 
dies zur Aufrechterhaltung des Betriebes notwendig ist. Hat die Besichtigung des Schadens innerhalb der 
vorgenannten Frist von acht Tagen nicht stattgefunden, so wird der Versicherungsnehmer von der Verpflichtung, 
das Schadenbild nicht zu ändern, frei, und er kann die Maßnahmen zur Reparatur oder Erneuerung der 
beschädigten Sache unbeschränkt ergreifen. Die bei der Reparatur nicht mehr verwendeten beschädigten bzw. 
ausgewechselten Teile sind jedoch dem Versicherer zwecks Besichtigung zur Verfügung zu stellen.  

 
1.5. Er hat alle Angaben im Zuge der Schadenerhebung dem Versicherer richtig und vollständig zu machen. 
 
2. Verletzt der Versicherungsnehmer eine der vorstehenden Obliegenheiten, ist der Versicherer gemäß den 

Voraussetzungen und Begrenzungen des § 6, Absatz 3 VersVG, im Falle einer Verletzung der unter Punkt 1.1 
genannten Obliegenheiten nach Maßgabe des § 62 VersVG, von der Verpflichtung zur Leistung frei. 

 
Artikel 9 

Entschädigung 
 
1. Der Ermittlung der Entschädigung wird der Versicherungswert (Deckungsbeitrag) zugrunde gelegt. Die Höhe der 

Entschädigung wird durch die Versicherungssumme unter Berücksichtigung der Haftungszeit begrenzt.  
 
2. Das Ausmaß der Entschädigung des Versicherers für den nicht erwirtschafteten (entgangenen) Deckungsbeitrag 

bestimmt sich nach allen jenen Umständen, die dessen Höhe während der Haftungszeit hätten beeinflussen 
müssen, insbesondere nach der Marktlage und den besonderen geschäftlichen und technischen 
Betriebsverhältnissen, den etwa eingetretenen Änderungen des Betriebssystems oder der Absatzverhältnisse, 
nach der Einwirkung von höherer Gewalt, Streik, Boykott, Aussperrung, von Konkurs oder eines 
Ausgleichsverfahrens des Versicherungsnehmers. 
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Bei Ermittlung der Entschädigung sind weiters zu berücksichtigen: 
Der Deckungsbeitrag, der bei Verwertung des Rohmaterials und der halbfertigen Waren nach dem 
Versicherungsfall erzielt werden kann, die Möglichkeit eines Ersatz-, Not- oder Lohnbetriebes, die Möglichkeit, den 
Ausfall nach Wiederaufnahme des Betriebes durch verstärkte Erzeugung, Bearbeitung oder Verkauf von Waren 
oder durch andere verstärkte Betriebsleistungen während der Haftungszeit oder nach deren Ablauf in 
angemessener Frist einzuholen. 

 
3. Nicht ersetzt werden Abschreibungen, die während der Dauer der Betriebsunterbrechung von den von einem 

Sachschaden zerstörten Anlagen, die durch neue ersetzt werden, vorzunehmen gewesen wären. 
 
4. Bei Betrieben, bei denen der Deckungsbeitrag nicht gleichmäßig im gesamten Betriebsjahr erwirtschaftet wird, ist 

bei Berechnung der Entschädigung jener Teil des während der Haftungszeit nicht erwirtschafteten 
Deckungsbeitrages auszuscheiden, der in einem außerhalb der Haftungszeit liegenden Zeitabschnitt bereits 
erwirtschaftet worden ist oder noch erwirtschaftet werden kann. 

 
5. Der nicht erwirtschaftete Deckungsbeitrag und die hierauf entfallende Entschädigung ist für die ganze Dauer der 

wahrscheinlichen Betriebsunterbrechung, längstens aber für die Haftungszeit, im vorhinein, und zwar für jeden 
Kalendermonat getrennt, festzustellen. Ergibt sich bei einer abschließenden Gesamtberechnung des nicht 
erwirtschafteten Deckungsbeitrages und der darauf entfallenden Entschädigung eine Abweichung gegenüber der 
bisherigen Berechnung, so ist diese zu korrigieren. 

 
Artikel 10 

Zahlung der Entschädigung 
 
Ergänzung zu Artikel 11 ABS: 
 
1. Ist es nach Ablauf eines Monates seit der Anzeige des Schadenfalles und nach Ablauf jedes weiteren Monates 

möglich, den Betrag festzustellen, den der Versicherer für die verflossene Zeit der Unterbrechung mindestens zu 
vergüten hat, kann der Versicherungsnehmer verlangen, dass ihm dieser Betrag in Anrechnung auf die 
Gesamtleistung gezahlt wird. 

 
2. Der Versicherer kann den monatlichen Nachweis über die tatsächlich nicht erwirtschafteten Deckungsbeiträge 

verlangen. 
 

Artikel 11 

Rechtsverhältnis nach dem Schadenfall 
 
1. Soweit nichts anderes vereinbart ist, vermindert sich die Haftungssumme nicht dadurch, dass eine Entschädigung 

geleistet wird. 
 
2. Kündigung nach Eintritt des Versicherungsfalles 
 
2.1. Nach dem Eintritt des Schadensfalles ist jeder Teil unbeschadet anderer Rechtsfolgen berechtigt, das 

Versicherungsverhältnis zu kündigen, wenn der andere Teil eine ihm im Zusammenhang mit dem Schadensfall 
gesetzlich oder vertraglich auferlegte Pflicht verletzt hat. 
Insbesondere kann der Versicherungsnehmer kündigen, wenn der Versicherer die Anerkennung eines 
begründeten Entschädigungsanspruchs ganz oder teilweise verzögert hat, und der Versicherer kündigen, wenn 
der Versicherungsnehmer den Eintritt oder den Umfang des Schadens durch sein Verhalten vorsätzlich oder 
grob fahrlässig beeinflusst oder bei der Ermittlung der Entschädigung eine unwahre Angabe gemacht oder einen 
für die Ermittlung erheblichen Umstand verschwiegen hat. 

 
2.2. Jeder Teil ist berechtigt, unabhängig vom Vorliegen der Verletzung einer gesetzlichen oder vertraglichen Pflicht 

durch den anderen Teil, das Versicherungsverhältnis nach Eintritt eines Schadensfalles zu kündigen, wenn 
- die für diesen Schadensfall zu leistende Entschädigung einen Betrag von EUR 5.000,-- übersteigt oder 
- in der jeweiligen Versicherungsperiode insgesamt bereits zwei Schadensfälle eingetreten sind und die dafür  
      insgesamt zu leistende Entschädigung eine Jahresprämie übersteigt. 

 
2.3. Die Kündigung ist nur bis zum Ablauf eines Monats seit dem Abschluss der Verhandlungen über die 

Entschädigung zulässig. Wenn die Verletzung einer gesetzlichen oder vertraglichen Pflicht durch den anderen 
Teil jedoch erst später bekannt wurde, ist die Kündigung auch noch innerhalb eines Monats ab 
Kenntniserlangung zulässig. Der Versicherer hat eine Kündigungsfrist von einem Monat einzuhalten. Der 
Versicherungsnehmer kann nicht für einen späteren Zeitpunkt als den Schluss der laufenden 
Versicherungsperiode kündigen. 
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2.4. Hat der Versicherungsnehmer oder eine der in leitender Stellung für die Betriebsführung verantwortlichen 
Personen einen Entschädigungsanspruch arglistig erhoben, kann der Versicherer innerhalb eines Monats ab 
Kenntniserlangung das Versicherungsverhältnis mit sofortiger Wirkung kündigen. 

 


